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die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des allg. bürg. Rechtes aufrecht erhaltenden | 
$ 3 des bezogenen Geſetzes wird die Frage, ob Beligitörungsftreitigkeiten, welche 


Faßt man die Sache von dieſer Seite auf, ſo fehlt es eigentlich an 
einem Grunde die Patronatsfrage ſtaatlicherſeits in Erwägung 
zu nehmen und in dieſer Beziehung in die Kirchenautonomie einzu⸗ 
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welche mitunter die Natur von Reallaſten annahmen. Weil nun rück⸗ 
ſichtlich dieſer patronatsherrlichen Leiſtungen, ebenſo wie rückſichtlich 
anderer materiellen Leiſtungen für kirchliche Zwecke, das brachium 


die Benützung, Leitung oder Abwehr der Gewäſſer betreffen, fortan von den Ge⸗ | saeculare gewährt wird, weil überdies der Urſprung dieſer Laſten oft 
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Die Regierungsvorlagen zur Regelung der kirchlichen 
Berhältniſſe. 


Von Dr. Rittner, Privatdocent in Lemberg. 
(Fortſetzung.) 


Der dritte Abſchnitt (§ 30) „in Anſehung der katholiſch⸗theolo⸗ 
giſchen Facultäten und der Heranbildung der Candidaten des geiſt— 
lichen Standes“, ſowie der rierte ($ 31) „in Anſehung der klöͤſter⸗ 
lichen Genoſſenſchaften“ bilden an dieſer Stelle keinen Gegenſtand der 
Beſprechung, weil ſie keine meritoriſchen Beſtimmungen enthalten, ſon⸗ 
dern rückſichtlich der in der Ueberſchrift angedeuteten Materien auf 
beſondere Geſetze verweiſen. 

Dies gilt zum Theil auch von dem V. Abſchnitte ($$ 32— 34) 
„in Anſehung des kirchlichen Patronates“, denn im § 32 wird erklärt, 
daß die Patronatsverhältniſſe einer beſonderen geſetzlichen Regelung 
vorbehalten bleiben. Aus dem Motivenberichte erfahren wir jedoch, daß 
dieſe Regelung in einer gänzlichen Aufhebung des Patronatöverhält- 
niſſes beſtehen ſoll, und dies veranlaßt uns, uns ein wenig bei dieſer 
Frage aufzuhalten. 

Das Patronatsrecht iſt der Inbegriff der Befugniffe, welche 
Jemandem aus einem beſonderen Rechtstitel, nicht auf Grund einer 
hierarchiſchen Amtsſtellung, bei der Beſetzung und Verwaltung von 
Kirchenämtern zuſtehen. Seiner Wirkung nach äußert ſich ſonach das 
Patronatsrecht als eine aus einem beſonderen Rechtstitel reſultirende 
Einſchränkung der normalen Amtsgewalt der Kirchenoberen, ſo daß 
es ſich hiebei eigentlich bloß um ein Mehr oder Weniger der ordinären 
Kirchenjurisdiction, alſo um eine eminent innere Kirchenfrage handelt. 


auf ſtaatliche Anordnungen zurückzuführen ift — hat die Staats⸗ 
gewalt unſtreitig das Recht in dieſer Beziehung ihre eigenen Beſtim— 
mungen zu treffen. Auch im Motivenberichte wird die Nothwendigkeit 
der Patronatsregelung einzig und allein mit dem Hinweis auf die 
Patronatslaſten begründet. 

Aus dieſer Begründung der ſtaatlichen Competenz ergibt ſich 
zugleich deren Begränzung, nach dem allgemeinen Grundſatze, daß das 
Begründete nicht weiter reichen ſoll als der Grund. Da es die Pa⸗ 
tronatslaſten ſind, welche das legislatoriſche Einſchreiten des Staates 
herausfordern, ſoll ſich dieſes auch bloß auf die Patronatslaſten be 
ſchränken, hingegen die in dem Patronatsverhältniſſe gelegenen Be— 
fugniffe unberührt laſſen, und in letzterer Beziehung der Kirche 
volle Freiheit laſſen. 

Dem eben Geſagten läßt ſich nicht der Einwand entgegenſetzen, 
daß die in dem Patronate enthaltenen Rechte und Pflichten Ein 
Rechtsinſtitut bilden, ſo daß die Regelung der letzteren nothwendig die 
erſteren treffen müſſe. Heutzutage iſt man in der Theorie darüber 
einig, daß das Patronatsverhältniß ſeinem Weſen nach reines Recht 
iſt, daß die Laſten, namentlich die bedeutendſte derſelben, die Kirchen⸗ 
baulaſt, particularrechtliche Gebilde find, daß nach dem jus commune 
der Patron als ſolcher (patronus simplex) gar nicht verpflichtet 
erſcheint, ſondern nur inſoferne er zugleich ein Einkommen vom kirch⸗ 
lichen Vermögen bezieht. Die Tendenz des Motivenberichtes nach Auf: 
hebung der Patronatslaſten kann alſo am radicalſten durch die Wieder: 
herftellung der kanoniſchen Beſtimmungen, nicht, wie es der Verfaſſer 
anzunehmen ſcheint, durch deren Reform erreicht werden. Die Auf- 
hebung der Patronatslaſten bedeutet ſomit nicht nothwendig die Auf⸗ 
hebung des Patronatsverhältniſſes ſelbſt, deſſen Fortbeſtand von Staats⸗ 
wegen nicht angefochten werden ſollte. 

Unrichtig iſt übrigens die gewöhnliche Auffaſſung des Patronats⸗ 
verhältniſſes als einer par excellence liberalen Maßregel. Im Gegen⸗ 
theil involvirt der ſich im Präſentationsrechte des Patrons geltend 
machende laicale Einfluß eine Beſchränkung der ſonſt den Laien gegen⸗ 
über unumſchränkt auftretenden kirchlichen Amtsgewalt, und es ſind 
daher auch Beſtrebungen nach Aufhebung des Patronates gewiſſen 
ertremen Richtungen innerhalb der Kirche bei Weitem nicht ſo fremd, 
als mau gewöhnlich anzunehmen ſcheint. 


Jedenfalls iſt es merkwürdig, daß der Motivenbericht für die 
Aufhebung des Patronatsverhältniſſes plaidirt, während doch der ganze 
Entwurf, betreffend die Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der 
katholiſchen Kirche, den Fortbeſtand desſelben zur Vorausſetzung hat. 
Sollte alſo die in Ausſicht geſtellte Patronatsaufhebung wirklich ans 
geſtrebt werden, ſo müßte das kaum zu Stande gebrachte Geſetz ſofort 
einer durchgreifenden Aenderung unterworfen werden. 

Obiges ſei — da ja vorläufig der Geſetzentwurf in der Haupt⸗ 
ſache keine Beſtimmungen enthält — nur ſo nebenhin bemerkt, und 
wir behalten es einer ſpäteren Zeit vor, hier oder an anderer Stelle 
die Patronatsfrage einer gründlichen Erörterung zu unterziehen. 

Obgleich der Entwurf die Regelung des Patronatsverhäͤltniſſes 
in die Zukunft verlegt, werden doch einige praktiſch wichtige Neben⸗ 
fragen ſchon jetzt gelöst. So wird im zweiten Abſatze des § 32 be⸗ 
ſtimmt, daß die Patronatslaſten ſich nur auf die unter dem Patronate 
ſtehende beſtimmte Kirche oder Pfründe beziehen und durch ein ver: 
mehrtes Cultusbedürfniß der Kirchengemeinde nicht vergrößert werden 
können. Mit dem materiellen Inhalte dieſer Beſtimmung ſind wir 
vollkommen einverſtanden, aber formelle Bedenken laſſen ſich kaum über- 
gehen. Die erwähnte Beſtimmung nämlich iſt nichts anderes als eine au— 
thentiſche Interpretation der Kirchenconcurrenzgeſetze, und ſollte daher, 
weil letztere Landesgeſetze find, auch nur im Wege der Landes- 
geſetzgebung erlaſſen werden. 

Außerdem wird noch im V. Abſchnitte in zutreffender Weiſe 
die adminiſtrative und gerichtliche Competenz in Patronatsangelegen⸗ 
heiten geregelt. 

Der nächſtfolgende Abſchnitt (VI, §§ 35— 37), „in Anſehung 
der Pfarrgemeinden“ betitelt, ordnet die Conſtituirung beſonderer katho⸗ 
liſcher Cultusgemeinden an und bezweckt namentlich die ſtricte Trennung 
der Kirchen- und Verwaltungsgemeinde, ſowohl dem Begriffe wie der 
praktiſchen Geſtaltung nach. Dieſe Tendenz dürfte, was das Princip 
anbelangt, wohl von keiner Seite eine Anfechtung erleiden; es hängt 
aber Alles davon ab, wie jene Trennung und die damit verknüpfte 
Frage der Conſtituirung der Pfarrgemeinden im Detail durchgeführt 
werden wird. Da nun in dieſer Beziehung die Landesgeſetzgebung 
platzgreifen ſoll, ſo fehlt vorläufig ein Anlaß ſich dabei länger aufzuhalten. 

Mit dem VI. Abſchnitte ſind auch die bedeutendſten Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzentwurfes erſchöpft, inſoferne nämlich bei Reform⸗ 
geſetzen mit der Vorſtellung des Bedeutenden ſich nothwendig die des 
Neuen verknüpft. Der VII. Abſchnitt (§§ 38 —59) „in Anſehung des 
kirchlichen Vermögens“ iſt zwar an Paragraphenzahl reicher, als die 
vorigen, beſteht aber meiſt in der geſetzlichen Fixirung des bereits durch 
die Praris oder in einzelnen adminiſtrativen Directiven angeſammelten 
Stoffes. Eben deßhalb dürfte uns auch die Aufzählung der einzelnen 
Beſtimmungen erlaſſen werden. Im Allgemeinen aber muß anerkennend 
hervorgehoben werden, daß ſich der Entwurf bei der Regelung der 
kirchlichen Vermögensverhältniſſe von jeder unnöthigen Neuerungs— 
ſucht fernhält und im engen Anſchließen an das Beſtehende dieſes 
bloß firirt und ergänzt. Ein zweites Verdienſt, welches wir ebenfalls 
hoch anſchlagen, liegt darin, daß der Entwurf die neuere, namentlich 
von Schulte verfochtene Theorie über die rechtliche Natur des kirch— 
lichen Eigenthums nicht nur dem Principe nach acceptirt, ſondern 
derſelben auch in den einzelnen geſetzlichen Beſtimmungen praktiſche 
Geltung verſchafft. Dieſe Theorie aber läßt ſich kurz dahin zuſammen⸗ 
faſſen: Eigenthümer des Kirchengutes ſind die einzelnen kirchlichen 
Inſtitute; aber dieſes Eigenthum iſt dadurch beſchränkt, daß die Kirchen⸗ 
güter den „einzigen und erklärten, ihnen inhärirenden, gleichſam ihre 
Subſtanz afficirenden Zweck haben, der Kirche zu dienen, kirchliche zu 
fen" (Schulte, Kirchenrecht IL, S. 492). Es iſt nur ein Correlat 
diefes Grundſatzes, wenn im § 53 das ſtaatliche Heimfallsrecht auf— 
gegeben und beſtimmt wird, daß, im Falle eine kirchliche Gemeinſchaft 
oder Anſtalt zu beſtehen aufhört, ihr Vermögen auch fernerhin kirch— 
lichen Zwecken gewidmet bleibt; und ebenfo, wenn der § 54 es für 
zuläſſig erklärt, Rentenüberſchüſſe, welche für den damit bewidmeten 
kirchlichen Zweck nicht benöthigt werden, einem anderen kirchlichen 
Zwecke zuzuwenden. 

Wieder ſind es aber Competenzrückſichten, welche den ſonſt zu 
billigenden materiellen Inhalt dieſes Abſchnittes in formeller Beziehung 
anfechtbar erſcheinen laſſen. Es ſind darin nämlich Beſtimmungen 
über Gegenſtände enthalten, die durch Landesgeſetze bereits geordnet 
ſind oder doch unſtreitig der Landesgeſetzgebung zugewieſen ſind. Dies 
gilt beſonders von den Beſtimmungen in Betreff der Verwaltung des 
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Kirchenvermögeus, ſowie der Herſtellung und Erhaltung der Kirchen⸗ 
und Pfründengebäude. Zwar wird in dieſer Beziehung mehrfach die 
Eompetenz der Landesgeſetzgebung anerkannt (§§ 43, 57), indem aber 
zugleich hierüber materiell verfügt wird, dieſer Anerkennung die Spitze 
abgebrochen. Ja es wird durch den Entwurf eine neue Quelle von 
Competenzbedenken geſchaffen, indem nach § 52 Aenderungen der bis⸗ 
herigen Vorſchriften über die Verwaltung des Kirchen- und Pfründe⸗ 
vermögens, welche in weiterer Ausführung des Geſetzentwurfes er- 
forderlich ſind, im Verordnungswege verfügt werden ſollen, ſomit neben 
der Reichs- und Landesgeſetzgebung der adminiſtrative Verordnungs⸗ 
weg als dritter Factor in derſelben Materie hinzutritt und ſo die 
Wahrſcheinlichkeit eines Conflictes noch näher herangerückt wird. 

Nicht unerwähnt können wir noch eine Ungenauigkeit laſſen, die 
ſich in den Motivenbericht eingeſchlichen, und bei der ſonſt ſo ſorg— 
fältigen Bearbeitung desſelben umſomehr auffällt. In den Motiven 
zu § 57 werden die einzelnen, die Kirchenconcurrenz betreffenden 
Landesgeſetze angeführt und rückſichtlich Galiziens auch das Geſetz vom 
2. Februar 1867 citirt. Letzteres Geſetz nun, womit die Bildung 
eines Reſervefonds zur Beſtreitung der Kirchenauslagen angeordnet 
wurde, iſt durch das Landesgeſetz vom 12. December 1869 (Nr. 41 
des Landesgeſetz-w und Verordnungsblattes für Galizien), aufgehoben 
worden. 

Der letzte (VIII.) Abſchnitt zugleich der letzte Paragraph 
($ 60) — des Entwurfes normirt mit einigen wenigen Worten das 
Auffichtsrecht des Staates gegenüber der kirchlichen Verwaltung. Es 
Toll ſich dieſes Aufſichtsrecht in einer doppelten Richtung äußern: die 
ſtaatliche Cultusverwaltung hat erſtlich darüber zu wachen, daß die 
kirchlichen Organe ihren Wirkungskreis nicht überſchreiten, zweitens, 
daß fie den Beſtimmungen „des gegenwärtigen Geſetzes“ (des Geſetz— 
entwurfes) nachkommen. 

Mit dieſer Faſſung können wir uns nicht einverſtanden erklären. 
Ob und inwieferne kirchliche Organe ihren Wirkungskreis überſchreiten, 
iſt nach den Beſtimmungen des neuen Geſetzes ſelbſt zu entſcheiden 
und geht über die Grenze des bloßen adminiſtrativen Ermeſſens. Die 
im $ 60 unterſchiedenen Fälle mufſen alſo nothwendigerweiſe zuſammen⸗ 
fallen: nur dann wird man Sagen können, daß die kirchlichen Organe 
ihren Wirkungskreis überſchritten, wenn ſie irgendwie gegen die Be— 
ſtimmungen des neuen Geſetzes gehandelt. Die Auseinanderhaltung 
jener Fälle iſt ſomit unbegründet und könnte leicht Mißverſtändniſſe 
herbeiführen, denen ſich durch eine Aenderung in der Textirung bes 
gegnen ließe. 


(Fortſetzung folgt.) 
Mittheilungen aus der Praxis. 


Das im § 2 ad u des Jagdgeſetzes für Böhmen vom 1. Juni 

1866 ausgeſprochene Verbot, fremdes Jagdgebiet mit einem Schieß⸗ 

gewehr zu betreten, erſtreckt ſich nicht auch auf das beeidete Forſt⸗ 
ſchutzperſonale. 


Der Grundbeſitzer Franz H. iſt Pächter der Gemeindejagd in 
3, in deren Gebiete auch ein zur Domäne B. gehöriger, von den 
übrigen herrſchaftlichen Grundflächen abgetrennt gelegener Wald von 
circa 67 Joch ſich befindet. In dieſem Walde nun traf H. den auf 
den Forſt⸗ und Jagdſchutzdienſt beeideten herrſchaftlichen Heger Jo— 
ſeph S. mit einem Schießgewehr auf der Achſel herumgehend, nahm 
demſelben das Schießgewehr ab und verlangte hierauf bei der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft, deſſen Abſtrafung im Grunde des § 42, Abſ. 4 
des böhm. Landesgeſetzes vom 1. Juni 1866, Nr. 49 L. G. Bl. 

Bei der Strafverhandlung berief ſich S. darauf, daß er als 
beeideter Heger in Ausübung des Forſtſchutzdienſtes zum Waffentragen 
berechtigt ſei und daß er in dem Falle, als er in den ſogenannten 
ger Wald, der im Gemeindegebiete zwiſchen Gemeindegrundſtücken 
liege, zur Auffichtspflege gehen müſſe, ohne Waffe ſich der Holzdiebe 
nicht erwehren, ſomit den Forſtſchutzdienſt nicht ausüben könne. Im 
Straferfenntniffe hat nun der Bezirkshauptmann den Heger S. von 
der angeſchuldeten Uebertretung des unbefugten Schießwaffentragens 
losgeſprochen und auf die Zurückſtellung der ihm abgenommenen 
Waffe mit der Motivirung erkannt, „daß der Heger S. in Aus⸗ 
übung ſeines Dienſtes und gemäß § 15 des k. Patentes vom 24. Oc⸗ 
tober 1852, Nr 223 R. G. Bl. zum Tragen der Waffe berechtigt 
war, nachdem es überall und auch in der dortigen Gegend Uebung 
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fer, daß die für den Forſt⸗ und Jagdſchutz beeideten Heger eine Waffe; 
tragen und in ihrer Eigenſchaft zu dem Forſt⸗ und Jagd⸗Aufſichts⸗ 
perſonale gezählt werden; S. ſei nicht bei der Jagd betreten worz | 
den, er ſei vielmehr im Dienſte und daher berechtigt geweſen, die 
Waffe, welche ihm von dem Jagdpächter abgenommen wurde, zu 
tragen. Der § 42, ad 4 des böhm. Jagdgeſetzes habe auf ihn keinen 


Bezug.“ 

182 Statthaltereirecurſe machte der Jagdpächter H. geltend, 
daß S. als beeideter Heger gemäß § 15 des Waffenpatentes und 
der hiezu in der Miniſterialverordnung vom 20. Auguſt 1857, 
Nr. 159 R. G. Bl. erfloffenen Erläuterung, ſowie gemäß der $$ 52 
und 53 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852, Nr. 250 R. 
G. Bl. und des § 2 der Miniſterialverordnung vom 1. Juli 1857, 
Nr. 124 R. G. Bl. lediglich berechtigt erſcheine, im Dienſte die 
übliche Waffe zu tragen, als welche mit Rückſicht auf § 10 der Mi⸗ 
niſterialverordnung vom 30. Jänner 1860, Nr. 28 R. G. Bl ein 
kurzes Seitengewehr erſcheine. Der Heger S. beſitze daher überhaupt 
nicht das Recht, eine Schußwaffe im Dienſte zu tragen. Der § 42, 
ad 4 des böhmiſchen Landesgeſetzes verbiete überdies Jedermann ohne 
Ausnahme fremdes Jagdgebiet außerhalb öffentlicher Wege mit einem 
Schießgewehr zu betreten. 

Die Statthalterei hat dem Recurſe des H., inſoweit er auf 
Behebung des Erkenntniſſes und Beſtrafung des Hegers S. wegen 
Uebertretung des Waffenpatentes und des Jagdgeſetzes gerichtet, wegen 
Nichtberechtigung des Recurrenten zu einer Berufung gegen ein frei— 
ſprechendes Erkenntniß nach Analogie des § 300 lit. d. der Straf⸗ 
proceßordnung in Verbindung mit $ 301 letzter Abſ. eben dieſes Ge⸗ 
ſetzes keine Folge gegeben. Inwiefern jedoch mittelſt dieſes Recurſes 
die Statthalterei zur Kenntniß gelangte, daß von Seite des beeide⸗ 
ten Forſt⸗ und Jagdſchutzperſonales der Domäne B. das Recht für 
ſich in Anſpruch genommen wird, den im Gebiete der Gemeindejagd⸗ 
barkeit zu Z. gelegenen und zu dieſem Gebiete gehörigen Domänen- 
wald behufs ſeiner Beaufſichtigung mit Schießwaffen verſehen betre⸗ 
ten und begehen zu dürfen, und nachdem die Bezirkshauptmannſchaft 
bei Schöpfung des recurrirten Erkenntniſſes dieſes Recht anerkannt 
hat, wurde der Bezirkshauptmannſchaft zur eigenen Wiſſenſchaft und 
zur weiteren Verſtändigung des Recurrenten ſowohl als der Forſt⸗ 
verwaltung der Domäne B. bedeutet, „daß im Entgegenhalte der 
bezüglich der Rechte des beeideten Forft- und Jagdſchutzperſonales be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften mit dem § 42, P. 4, des für Böh⸗ 
men beſtehenden Jagdgeſetzes vom 1. Juni 1866 das, wenngleich auf 
den Forſt⸗ und Jagdſchutz beeidete Dienſtperſonale der genannten 
Domäne ohne Zuſtimmung des Jagdpächters nicht als 
befugt angeſehen werden könne, mit Schießgewehren in dem bezeich- 
neten Walde außerhalb der etwa durch denſelben führenden öffent» 
lichen Wege, inſolange derſelbe einem fremden Jagdgebiete angehört, 
zu betreten und zu begehen und daß dieſem Perſonale bei Ausübung 
der Beaufſichtigung dieſes Waldes nur das Tragen eines kurzen Sei⸗ 
tengewehres zugeſtanden werden könne“. 

Gegen letzteren Ausſpruch hat der Oberförſter der Domaͤne B. 
den Miniſterialrecurs ergriffen, indem er geltend machte, daß gemäß 
§ 53 des Forſtgeſetzes das Forſtperſonale als öffentliche Wache anzu⸗ 
ſehen und berechtigt ſei, im Dienſte die üblichen Waffen zu tragen. 
Dieſe Waffen beſtehen bei dem Forſtamtsperſonale in dem Gewehre 
und dem ſogenannten Hirſchfänger, während einem Heger das Tragen 
des Hirſchfängers nicht zukomme und derſelbe im Dienſte lediglich auf 
das Tragen einer Schießwaffe angewieſen ſei. Der fragliche Wald jet 
fo ſituirt, daß der Revierförſter und der Waldheger, welche beide in 
der Gemeinde Z. wohnen, allemal dieſen Wald betreten müſſen, wenn 
ſie ihren täglichen Forſtſchutzdienſt in dem weiter hinten gelegenen 
herrſchaftlichen Grundcomplexe ausüben wollen. Hier ſei nicht der 
$ 42, Abf. 4 des Jagdgeſetzes, ſondern der $ 53 des Forſtgeſetzes 
maßgebend. Durch die Anordnung der Statthalterei würde der Forſt⸗ 
ſchutzdienſt der Domäne gänzlich lahmgelegt, da das Forſtſchutzper⸗ 
ſonale im Dienſte die Schießwaffe als Abſchreckungs⸗ und Vertheidi⸗ 
gungsmittel unbedingt nöthig habe, weil der Holzdiebſtahl in der dor⸗ 
tigen Gegend häufig verſucht und ausgeübt werde und die Holzdiebe 
zumeiſt in Geſellſchaft und auch bewaffnet erſcheinen und ſich dem 
herrſchaftlichen Forſtſchutzperſonale häufig zur Wehre ſetzen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 12. Februar 1874, 
Z. 17.098 ex 1873, im Einverſtändniſſe mit dem Ackerbauminiſte⸗ 
rium dem Recurſe des Oberförſters Folge gegeben und unter Abän- 


derung der bezogenen Statthaltereientſcheidung in dem angefochtenen 
Punkte erkannt, „daß das auf den Forſtſchutzdienſt beeidete Perſonale 
der Domaine B. im Dienſte, wenn es das vorgeſchriebene Dienſt⸗ 
kleid oder die zur öffentlichen Kenntniß des Bezirkes gebrachte be— 
zeichnete Kopfbedeckung oder Armbinde trägt, in Gemäßheit der Be- 
ſtimmungen des § 15 a des kaiſ. Patentes vom 24. October 1852, 
Nr. 223 R. G. Bl; — der SS 53 und 54 des kaiſerl. Patentes 
v. 3. December 1852, R. G. Bl. und der Minifterverordnung vom 
20. Auguſt 1857, Nr. 159 R. G. Bl. (ad $ 15 des Waffenpa⸗ 
tentes) auch ohne Bewilligung des Jagdherrn befugt ſei, den vorbe— 
zeichneten Domänenwald mit einem Schießgewehr, d. i. mit der laut 
Beſtätigung der Bezirkshauptmannſchaft K. im dortigen Bezirke üblichen 
Waffe des Forſt⸗ und Jagdaufſichtsperſonales — zu betreten und zu begehen. 
Dieſe Entſcheidung gründet ſich auf die Erwägung, daß beſtehende Geſetze 
ſo ausgelegt und gehandhabt werden müſſen, daß ſie keinen Wider⸗ 
ſpruch enthalten und nicht eines das andere lahm lege, und daß ſo— 
mit der 8 42 P. 4 des böhm. Jagdgeſetzes vom 1. Juni 1866 auf 
Organe einer öffentlichen Wache nicht Anwendung finden kann. Im 
entgegengeſetzten Falle gelangte man zu der Conſequenz, daß der 
Forſtſchuzmann im Grunde des Jagdgeſetzes von dem Jagdaufſeher 
aus dem Walde und daß das Jagdperſonale mit Berufung auf § 55 
des Forſtgeſetzes von der Forſtaufſicht aus der Jagd im Walde ab— 
geſchafft werden könnte, in welchem Falle ſowohl der Forſt als auch 
die Jagd im Forſte ohne Aufſicht bliebe und von zwei beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen eine die andere gegenſeitig außer Wirkſam— 
keit ſetzen würde.“ A. H. 


Zu den §§ 3 und 27 des Geſetzes vom 30. Mai 1869, Nr. 93 N. 

G. Bl. Durch den die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des allg. 

bürg. Rechtes aufrecht erhaltenden $ 3 des bezogenen Geſetzes wird 

die Frage, ob Beſitzſtörungsſtreitigkeiten, welche die Benützung, 

Leitung oder Abwehr der Gewäſſer betreffen, fortan von den Ge⸗ 
richten auszutragen ſeien, nicht berührt. 


Emanuel S. gibt in der gegen Andreas E. ausgetragenen Be⸗ 
ſitzſtörungsklage an, daß ihn der Geklagte in dem Beſitze des Nech- 
tes, das Waſſer aus dem klägeriſchen Teiche über die Grundſtücke 
des Geklagten abzuleiten, dadurch geſtört habe, daß Letzterer im Be⸗ 
reiche des Ableitungsgrabens einen kleinen Teich und zwar in der 
Art angelegt habe. daß dadurch ein Rückſtauen des Waſſers im klä⸗ 
geriſchen Fiſchteiche bei deſſen Ablaſſung entſtehe. Nachdem der Ge⸗ 
klagte die Anlage des Teiches im Bereiche des Ableitungsgrabens 
eingeſtand, hat das k. k. ſtädt. del. Bezirksgericht in Teſchen, mit 
dem Endbeſcheide vom 4. Juli 1873, 3. 6919, den Kläger im Be⸗ 
fige der fraglichen Waſſerleitung geſchützt und dem Geklagten jede 
weitere Befigitörung, unter Androhung einer Geldſtrafe, unterſagt. 

Ueber den Recurs des Geklagten hat das k. k. mähr.-ſchleſ. 
O. L. G., mit Entſcheidung vom 24. September 1873, 3. 10.886 
in der Erwägung, daß nach § 16 und 17 des Landesgeſetzes für 
Schleſien vom 28. Auguſt 1870, Nr. 51 L. G., über die Benützung 
Leitung und Abwehr der Gewäſſer, zur Anlage des vorbezeichneten 
Teiches in der von dem Geflagten ausgeführten Art und Weiſe die 
Bewilligung der competenten politiſchen Behörde erforderlich iſt; in 
der Erwägung, daß alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Be⸗ 
nützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer beziehen, nach § 75 die⸗ 
ſes Landesgeſetzes in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden ge— 
hören; in der Erwägung, daß der Kläger durch die Anlage des er⸗ 
wähnten Teiches ſich als verletzt erachtet, die Beſeitigung desſelben 
verlangt, und die politiſche Behörde nach § 72 dieſes Geſetzes dar⸗ 
über zu entscheiden und ihre Entſcheidung erforderlichen Falles im 
politiſchen Zwangswege durchzuführen hat; in der Erwägung, daß 
der Geklagte durch die Anlegung des erwähnten Teiches ohne politiſche Be⸗ 
willigung ſich einer Uebertretung des $ 70 des citirten Geſetzes ſchuldig ge⸗ 
macht hat, welche von der zuſtändigen politiſchen Behörde zu beſtrafen iſt; 
in der Erwägung, daß nicht der § 3 des Geſetzes vom 30. Mai 
1869, Nr. 93 R. G. Bl., mit welchem das B. G. ſeine Competenz 
begründet, ſondern der § 27 dieſes Geſetzes und die citirten Geſetzes⸗ 
ſtellen die Zuſtändigkeit, den Wirkungskreis, das Verfahren und die Straf⸗ 
gewalt in Waſſerangelegenheiten beſtimmen und da nach dieſen Geſetzen 
der Gegenſtand dieſes Proceſſes von dem Civilrechtsverfahren ausge⸗ 
ſchloſſen und die Entſcheidung den politiſchen Vehörden zugewieſen if, 


den erſtrichterlichen Beſcheid behoben und die Abtretung der Acten an 
die politiſche Behörde zur Amtshandlung aufgetragen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 3. De⸗ 
cember 1873, 3. 11.728 den dagegen vom Kläger ergriffenen Revi⸗ 
ſionsrecurs, worin ſich auf den § 3 des Geſetzes vom 30. Mai 1869, 
Nr. 93 R. G. Bl., laut welchem der in den Vorſchriften des a. b. 
G. B. vorgezeichnete Weg der Beſitzſtörungsklage unbenommen bleibe, 
berufen wurde — keine Folge zu geben und den Recurrenten an die 
richtig begründete o. g. Entſcheidung zu verweiſen befunden, zumal 
der 2. Abſatz des § 3 des Geſetzes vom 30. Mai 1869, Nr. 93 
R. G. Bl., zwar die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des allgem. 
bürg. Rechtes aufrecht erhielt, aber die Frage, ob Beſitzſtörungsſtrei⸗ 
tigkeiten, welche die Benützung, Leitung oder Abwehr der Gemäffer 
betreffen, fortan von den Gerichten auszutragen ſeien, unberührt ließ, 
wie aus dem § 27 desſelben Geſetzes deutlich zu erkennen iſt. 

G.⸗H. 


Uebertretung der Landſtreicherei. Zum Geſetze vom 10. Mai 18 73, 
Nr. 108 N. G. Bl. 


Der Marionettenſpieler Nicolaus und deſſen Gattin Thereſe 
Maier, in deren Geſellſchaft ſich auch deren fünfzehnjährige Enkelin 
Roſalia Schmidt befand, wurden von dem Gendarmerie-Wachtmeiſter 
Otto Schön im Freien in der Nähe eines Waldes betreten, wo ſie 
Feuer angezündet haben und ſich Fleiſch kochten. Nach des Letzteren 
Ausſage ſind dieſelben Landſtreicher, eine Plage der dortigen Gegend 
und er ſei von der Bezirkshauptmannſchaft zu deren Arretirung be— 
auftragt geweſen. Aus dieſem Anlaſſe wurden die Eheleute Maier 
welche ſich überdies bei ihrer Arretirung execeſſiv benommen hatten, 
mit Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes Ried vom 17. September 1873, 
Z. 273, der feuergefährlichen Handlung nach 8 459 St. G. für 
ſchuldig erkannt und hiefür zu zwölfſtündigem Arreſt verurtheilt. 
Dagegen wurden ſie der ihnen zur Laſt gelegten Uebertretung der 
Landſtreicherei nach dem Geſetze vom 10. Mai 1873, Nr. 108 R. 
G. Bl., und der Wachebeleidigung nichtſchuldig erklärt. 

Ueber die gegen den letzteren Abſatz des erſtrichterlichen Urtheiles 
von der k. k. Staatsanwaltſchaft ergriffene Berufung änderte das 
k. k. öſterr. Oberlandesgericht mit Entſcheidung vom 24. September 
1873, 3. 19.347, das erſtrichterliche Erkennt dahin ab, daß die 
Angeklagten auch der Uebertretung der Landſtreicherei ſchuldig ſeien 
und zu dreitägigem Arreſte verurtheilt werden. 

In der dagegen eingebrachten Berufung beſchwerten ſich die 
Angeklagten darüber, daß über die Angaben des Gendarmerie-Wacht—⸗ 
meiſters keine weiteren Erhebungen, weder bei ihrer Ortsgemeinde, 
noch bei der Bezirkshauptmannſchaft gepflogen wurden, und machten 
geltend, daß ſie erſt ſeit einem Monate keinen bleibenden Erwerb, 
jedoch nicht vom Bettel, ſondern von Unterſtützungen ihrer Tochter 
gelebt hatten und im Momente der Arretirung noch 20 fl. beſaßen, 
wovon ſie noch lange ihr Auskommen finden konnten. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof fand mit Entſcheidung vom 11. 
November 1873, 3. 11.033, das obergerichkliche Urtheil in der Er- 
wägung zu beſtätigen, daß die Angeklagten, nach ihrem eigenen Ge⸗ 
ſtändniſſe, ſchon längere Zeit geſchäfts⸗ und arbeitslos umherziehen, 
auf einen ordentlichen Erwerb nicht hinzuweiſen vermögen und der 
Beſitz von zwanzig Gulden als hinlängliches Mittel zum Unterhalte 
von Weib und Enkelin, dann eines Pferdes für längere Zeit nicht 
anzuerkennen iſt. Juriſt. Bl. 


Notiz. 


(Einbeziehung der Ausländer und Exterritorialen unter 
die Pferde-Conſeriptionsleiſtungen.) Darüber hat das k. k. Landesver⸗ 
theidigungsminiſterium anläßlich eines concreten Falles unterm 2. December 1873, 
3. 16.437, an die böhm. Statthalterei folgenden Erlaß hinausgegeben: „Ausländer, 
welche in Oeſterreich ihren dauernden Aufenthalt oder einen die Pferde- oder 
Tragthierehaltung bedingenden Grund-, Gewerbs- oder Fabriksbeſitz haben, unterliegen 
den im Geſetze vom 16. April 1873, R. G. Bl. Nr. 77, den Beſitzern von Pferden 
und Tragthieren auferlegten Verpflichtungen, und dieſe Verpflichtungen, wenn ſie 
in einem Realbeſitze ihre Begründung haben, werden auch durch die Exterritorialität 
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nicht behoben, indem ſelbſt von den dem A. h. Hofe gehörigen Pferden gemäß § 8 a 
des bezogenen Geſetzes nur diejenigen von der Stellungspflicht befreit find welche zur 
Hofhaltung beſtimmt ſind“. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern v. 24. December 1873, J. 18.621, in Betreff 
des Correſpondenzverfahrens in dem Falle, wenn über ruſſiſche Rubelſcheine die Ab: 
gabe eines amtlichen Befundes über deren Echtheit erforderlich erſcheint. 


Einem vom k. u. k. Minifterinm des Aeußern mitgetheilten Berichte der öſterr. 
ungar. Geſandtſchaft in Petersburg zu Folge wurden wiederholt von ͤſterr. Be⸗ 
hörden ruſſiſche Rubelſcheine Behnfs Abgabe eines amtlichen Befundes über deren 
Echtheit oder Unechtheit an beſagte Geſandtſchaft per Poſt unmittelbar geſendet. 

Es iſt im Intereſſe des Dienſtes gelegen, daß derlei Sendungen nur mittelſt 
der Couriere des k. u. k. Miniſteriums des Aeußern expedirt werden und ergeht demge⸗ 
mäß, laut Notification des k. k. Finanzminiſteriums vom 8. November d. J., Zahl 
4565/F. M. im Wege des Verordnungsblattes der Auftrag, Geldzeichen der erwähn⸗ 
ten Art künftighin dem k. k. Finanzminiſterium zur geeigneten Weiterbeförderung 
vorzulegen. 

Desgleichen hat wohl auch das k. k. Juſtizminiſterium unterm 20. November 
d. J. 14.342/1549 L. g. fämmtliche Gerichtsbehörden beauftragt, Rubelſcheine, in 
Betreff welcher ſie einen amtlichen Befund über die Echtheit oder Unechtheit einzu— 
holen für nöthig erachten, nicht unmittelbar an die k. u. k. Geſandtſchaft in St. Peters⸗ 
burg zu ſenden, aber dieſelben nicht dem k. k. Finanzminiſterium, ſondern ſtets dem k. k. 
Juſtizminiſterium zur Weiterbeförderung vorzulegen. Ich beehre mich Euer 
hievon mit dem Erſuchen in die Kenntniß zu ſetzen, die unterſtehenden politiſchen und 
Polizeibehörden anweiſen zu wollen, derlei Geldzeichen, falls deren Uebergabe als 
corpus delicti an das betreffende Gericht nicht ftattfindet, im Wege Eurer 
dem k. k. Miniſterium des Innern zur Weiterbeförderung zu unterbreiten. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den Primararzt Dr. Johann Miſſag lia zum Di⸗ 
rector des allgem. öffentlichen Krankenhauſes in Zara ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte in Tetſchen Med. Dr Joſeph 
Steinhaufer das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben den Oberceremonienmeiſter Hugo Grafen Abens⸗ 
perg⸗Traun zum Oberſtjägermeiſter und an deſſen Stelle den Oberſten Coloman 
Grafen Hun ya dy zum Oberceremonienmeiſter ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Handelsminiſterium Wilhelm 
Kolbenſteiner den Orden der eiſern en Krone zweiter Claſſe und dem Miniſterial⸗ 
rathe dieſes Miniſteriums Karl Ritter v. Pußwald das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens, beiden tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Ackerbauminiſterium Wilhelm 
Heger das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei und dem Hilfsämterdirector im 
Ackerbauminiſterium Franz Singer das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher von St. Marien Mathias 
Langmayr das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des Oberſten Rechnungshofes Anton 
Ritter v. Petz bei deſſen Penfionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Julius Szent⸗Györgyi de 
Nagy Kapolt zum Hofrathe, den Hofſecretär Leopold Kurzmeyer zum Eer- 
tionsrathe und den Rechnungsrath Franz Umlauf zum Hofſecretär beim Oberſten 
Rechnungshofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrath der nied. öſterr. Finanzprocuratur Dr. 
Wilhelm Leddihn taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Der Ackerbanminiſter hat den Pribramer Bergdirections⸗Hauptcaſſier Paul 
Potiorek zum Oberbergverwalter und Vorſtand der k. k. Bergverwaltung in Kaibl 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den quiescirten Bergverwalter und Titular-Berg⸗ 
rath Ferdinand Schott zum Oberbergverwalter zu Haering in Tirol ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerſitätsbibliothek 
in Prag erledigte Amanuenſisſtelle dem abſolvirten Hörer der Philoſophie Johann 
Peis ker verliehen. 


Erledigungen. 


Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Raugscaſſe im Bereiche der nied. öſterr. Forſt⸗ 
und Domänendirection und eine Forſtelevenſtelle mit 600 fl. eventuell 500 fl. Ad⸗ 
jutum, bis 15. März. (Amtsblatt Nr. 45.) 

Zahlmeiſtersſtelle bei der Telegraphen-bauptcaffe in Wien, zugleich nied. 
öſterr. eee mit der achten Rangsclaſſe, bis 16. März. (Amtsbl. 
Nr. 45. 

Proviſoriſche Bauadjunctenſtelle in Mähren mit der zehnten Rangsclaſſe, 
bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 46.) 

10 Poſtaſſiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit 600 fl. Gehalt und 
eig aan Activitätszulage gegen Caution, vis Ende März. (Amtsblatt 

r. 46. 


Druck der k. Wiener Zeitung 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


